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S
usanne Schröter, Professorin für
Ethnologie an der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität und Di-
rektorin des Frankfurter For-
schungszentrums Globaler Is-

lam, führte für ihr 2016 bei Campus er-
schienenes Buch „Gott näher als der eige-
nen Halsschlagader – Fromme Muslime
in Deutschland“ eine umfangreiche ethno-
graphische Studie in muslimischen Ge-
meinden in Wiesbaden durch. Ihre Studie
weist viele Ähnlichkeiten zu meinen eige-
nen ethnographischen Forschungen in
Berlin, Köln, Penzberg und London auf.
Während sich unser methodischer Zugriff
ähnelt, könnten unsere Schlussfolgerun-
gen nicht unterschiedlicher sein.

In den einführenden Passagen des Bu-
ches referiert Schröter mit großer Sorg-
falt die komplizierte Geschichte der Mi-
gration und Integration von Muslimen in
Deutschland. Auf fünfzehn Kapitel ver-
teilt, schildert sie dann ihre Gespräche
mit einem heterogenen Personenkreis
von Menschen aus Vereinen, Moscheege-
meinden und anderen Organisationen in
Wiesbaden. Zu Recht spricht sie nicht
von einem Islam, sondern mehreren, de-
nen sie begegnet. Schnell wird dem Leser
der Umfang dieser bemerkenswerten eth-
nographischen Studie klar. Schröters
Schilderungen zeigen die Vielfalt muslimi-
schen Lebens auf, in institutionellen wie
individuellen Zusammenhängen.

Oft überschneiden sich Schröters Beob-
achtungen mit meinen Begegnungen und
Erlebnissen. Wie können dann angesichts
dieser Bestandsaufnahme unsere Analy-
sen über die Rolle der Moschee in der Ge-
sellschaft so weit auseinanderliegen?

Schröters Kritik entzieht der Moschee
als Institution in Deutschland jedwede ge-
sellschaftliche Legitimation. „Grundsätz-
lich wäre allerdings zu fragen, inwieweit
muslimische Verbände und Moscheege-
meinden in die staatliche Aufgabe der Er-
ziehung der nächsten Generation einbezo-
gen werden sollten. Moscheegemeinden
sind primär Rückzugsorte für Migranten.
In ihnen werden, wie meine Studie zeigt,
weitgehend die religiösen Traditionen ih-
rer ursprünglichen Heimat bewahrt. Hier
wird Berberisch, Arabisch, Türkisch, Far-
si oder Urdu gesprochen, hier ist man
weitgehend unter sich und wird nicht mit
den Zumutungen der deutschen Gesell-
schaft traktiert, seinen Glauben rechtferti-
gen zu müssen.“ Im Sinne dieser Befunde
äußert sich Schröter auch regelmäßig in
Interviews und Presseartikeln.

Während Schröter also eine Bedeutung
der Moschee für die Integration von Mus-
limen grundsätzlich bezweifelt, sehe ich
in ihr eine wirkmächtige Institution, die
den Weg von Einwanderern und Einwan-
dererkindern zu engagierten und verant-
wortungsbewussten muslimischen Bür-
gern ebnen kann. In der Berliner Sehitlik-
Moschee der Ditib zum Beispiel begleite-
te ich junge, fromme Muslime, die ihre ge-
meinnützige Arbeit in der Moschee als
Beitrag zu einer pluralistisch-demokrati-
schen Gesellschaft verstehen. Sie sehen
sich als Vermittler zwischen Generatio-
nen, Religionen und Kulturen. Zu oft wür-
den von außen nur die Unterschiede und
das Fremdartige wahrgenommen, äußer-
te einer von ihnen. Dabei müsse man nur
genauer hinschauen, um zu erkennen,
dass die Menschen in der Moschee die
gleichen Ängste, Hoffnungen und Wün-
sche hätten wie alle anderen auch. Auf
die Gestaltung einer gemeinsamen Zu-
kunft komme es an, versicherte man mir.

Die Bereitschaft zur Mitwirkung am
Gelingen von Gesellschaft leiten diese
jungen Muslime unmittelbar aus ihrem re-
ligiösen Pflichtbewusstsein ab. Viele mei-
ner Gesprächspartner sehen in der Mo-
schee folglich eine architektonische Brü-
cke zwischen der Tradition und der Mo-
derne, verankert an beiden Polen und of-
fen in beide Richtungen. Von täglichen
Moscheeführungen durch Freiwillige bis
zur Gastgeberschaft für die jüdisch-musli-
mische Salaam-Schalom-Initiative: Die
Sehitlik-Moschee bildete für mich einen
Ort, an dem islamische Tugendvorstellun-
gen und liberal-demokratische Werte sich
gegenseitig ergänzen.

Auffällig ist jedoch, wie weit die Schere
zwischen Fremd- und Eigenwahrneh-
mung klafft. Während Muslime den Bau
von repräsentativen Moscheen als Über-
windung einer Sprachlosigkeit wahrneh-
men, ist in anderen Teilen der Gesell-
schaft von einer Bedrohung die Rede.
Während die Moschee für die Muslime
über die architektonische Funktion hin-
aus emotionale Räume der Beheimatung

schafft, läutet sie für andere den Unter-
gang des Abendlandes ein.

Die Diskussion um den Islam in
Deutschland läuft immer stärker Gefahr,
zu einem unsäglichen Diskurs über Musli-
me zu mutieren. Gerade diesbezüglich
hätte man sich von Schröter eine deutlich
stärkere Trennschärfe im analytischen
Teil ihrer Arbeit gewünscht. Während sie
nämlich den Anspruch formuliert, bisher
unbeachtete ethnographische Nuancen in
die Diskussion um den Islam in Deutsch-
land einzuführen, schimmert durch ihren
Blick auf die Muslime das unreflektierte
Etikett des anderen, des Fremdartigen,
Nichtdazugehörenden durch.

So werden fromme Muslime von ihr in
diverse Subkategorien eingeteilt: Ultraor-
thodoxe, Konservative, Fundamentalis-
ten, Salafisten und schließlich die ideali-
sierten „Liberalen“. Hierbei kreiert Schrö-
ter lediglich neue Grenzen, die diesmal
nicht zwischen den Entitäten Islam und
Deutschland verlaufen, sondern entlang
konstruierter inner-islamischer Verwer-
fungslinien. Das Differenzierungspotenti-
al ihrer Ethnographie verliert sich im Di-
ckicht dieser unglücklichen Abstufungen.

Schließlich widersteht auch sie nicht
der Versuchung, einen Vorschlag zu unter-
breiten, welcher Islam zu Deutschland ge-
hören sollte. „Ein Islam, der sich am We-
sen Gottes als des barmherzigen Erbar-
mers orientiert, wie es im Koran heißt,
der den Menschen so nahe ist wie nie-
mand anderes, näher noch als seine eige-
ne Halsschlagader, ein solcher Islam wird

in der Lage sein, Brücken zu allen Men-
schen zu bauen – ganz gleich, woran sie
glauben. Ein solcher Islam hätte keine
Schwierigkeiten, davon zu überzeugen,
dass er wahrhaft zu Deutschland gehört.“

Während Schröter also nur einer be-
stimmten Auslegung des Islams, der Theo-
logie der Barmherzigkeit, das Potential zu-
spricht in Deutschland heimisch zu wer-
den, lässt sie außer Acht, wie kontrovers
dieser theologische Ansatz in der muslimi-
schen Gemeinde diskutiert wird. Anstatt
aber den Experten dabei zuzuhören, wie
sie sich zu eigenmächtigen Architekten ei-
nes „annehmbaren“ Islams in Deutsch-
land erklären, gilt es, den innermuslimi-
schen Diskurs hierüber zu beobachten
und im Zweifel abzuwarten. Nur die Mus-
lime können ihre Theologie und damit
auch ihre religiöse Identität umreißen.

Al-Ghazali, einer der einflussreichsten
muslimischen Denker, sprach einst von
der Idee des dihliz, einem „Ort zwischen
der Tür und dem Haus“, dem dauerhaften
Zustand an einer Schwelle, und bestimm-
te das Sein so als fortwährendes „Dazwi-
schensein“. Muslime in Europa finden
sich heute stärker denn je im Zustand des
dihliz wieder. Sie sind eine mehrfach mar-
ginalisierte Gruppe, mit den höchsten
Diskriminierungsraten in Fragen der Bil-
dung wie der ökonomischen, gesellschaft-
lichen und kulturellen Teilhabe. In den
eindringlichen Worten des New Yorker
Anthropologen Talal Asad sind Muslime
„auf besondere Weise in Europa einbezo-
gen als auch aus Europa ausgeschlossen,

und zwar zu ein und derselben Zeit“. Wäh-
rend meiner fast dreijährigen ethnogra-
phischen Forschung in europäischen Mo-
scheen erlebte ich, wie Muslime auf diese
soziokulturelle Ausgrenzung reagierten,
indem sie von einer Berufung zur Emanzi-
pation sprachen. Die Moschee bot ihnen
hierfür eine alternative Schwelle, ein dih-
liz der Möglichkeiten und nicht der Ein-
schränkung, ein dihliz der Pluralität von
Identitäten und nicht der unmöglichen
Wahl zwischen ihnen. Muslime verstehen
die Moschee daher als einen Ort zwi-
schen der öffentlichen und privaten Sphä-
re, einen Ort, an dem sie sich ihrer religiö-
sen Identität vergewissern und danach
streben, zu tugendhaften Menschen zu
werden.

Die auch von Schröter beobachtete Ten-
denz, sich immer stärker in erster Linie
als Muslime zu identifizieren, zeigt, wie
tief verankert der Unterschied zwischen
einer rechtlichen und einer kulturellen
Zugehörigkeit ist. Muslime haben mir ge-
genüber immer wieder zum Ausdruck ge-
bracht, dass sie zwar im Besitz eines deut-
schen oder britischen Passes seien, sich
aber nicht zum jeweiligen Land im kultu-
rellen Sinne zugehörig fühlten. Dass die
kulturelle Inklusion eine viel größere Her-
ausforderung darstellt als die rechtliche,
zieht auch Schröter nicht in Zweifel. Über
den von ihr vorgeschlagenen Lösungsweg
lässt sich streiten. In ihrer Vorstellung
sind es vor allem die Muslime, die eine
Bringschuld tragen. Welche Verantwor-
tung oder Rolle der Mehrheitsgesellschaft
zukommt, bleibt unerwähnt. Stattdessen

wird die Erwartungshaltung formuliert,
dass sich die „liberalen Muslime“ gegen
die dogmatischen „Fundamentalisten“
durchsetzen müssten, damit Muslime und
Nicht-Muslime überhaupt eine gemeinsa-
me Zukunft gestalten können.

Der Anspruch, dass Nicht-Muslime be-
stimmen dürfen, welche muslimische
Identität für sie akzeptabel ist und damit
gesellschaftsfähig sein soll, ist regelrecht
anmaßend. Vielleicht hat die Diskussion
um den Islam viel stärker mit der eigenen
Unsicherheit und der Suche nach einer
vermittelbaren Identität zu tun, als einge-
standen wird. Man muss sich dann aber
die Frage stellen, wie konsensfähig eine
Identität in einem zeitgenössischen
Deutschland sein kann, die sich aus der
Abgrenzung von anderen ableitet.

So werden unter dem Mantel von Si-
cherheitsbedenken Scheindebatten um
die Institution Moschee ausgetragen, hin-
ter denen die zunehmend hemmungslos
zu Schau gestellte Ablehnung von Musli-
men zum Vorschein kommt. Die Gefahr
lauert nun überall: Lehrer taxieren das Ra-
dikalisierungspotential von Schülern ein,
Moscheen werden überwacht, Flüchtlin-
ge werden unter Generalverdacht gestellt.
Polizisten brüsteten sich mir gegenüber
mit ihrem Erfolg, einen Schüler davon ab-
gehalten zu haben, eine religiöse Kopfbe-
deckung in der Schule zu tragen. Dabei
hätten sie zwar gar keine rechtliche Hand-
habe hiergegen gehabt, aber der Lehrer
habe sich vor den Folgen für den Klassen-
frieden gefürchtet.

Nehmen wir für einen Moment an, wir
verbannen religiöse Kopfbedeckungen
aus den Schulen, regulieren das Tragen
von Kopftüchern in der Öffentlichkeit
und ermutigen die Muslime, die Moschee
lediglich als spirituellen Ort zu verstehen
oder in Schröters Worten „die Chance“ zu
nutzen, „den Islam weniger stark als nor-
matives Regelwerk wahrzunehmen und
stattdessen seine spirituellen Momente in
den Vordergrund zu stellen“. Dürfen wir
uns dann tatsächlich im Umkehrschluss
darüber wundern, dass junge Muslime in
einer Schutzreaktion ihre muslimische
Identität immer stärker betonen?

Moscheen als Orte der Unterweisung
von Menschen werden nur dann obsolet,
wenn auch Kirchen aufhören, die Men-
schen zu inspirieren, Synagogen ihre Tü-
ren schließen, wenn Traditionen keine
Rolle mehr spielen und Eindeutigkeit an
die Stelle von Mehrdeutigkeit tritt.
Elisabeth Becker studierte an der Cornell Universi-
ty und am St. Anthony’s College in Oxford. Sie ist
Junior Fellow am Yale Department of Sociology.
Ihre vor dem Abschluss stehende Promotion hat
das Thema „Unsettled Islam: A Comparative
Study of European Capital City Mosques“.

Alexandra Kemmerer hat vor einer Wo-
che an dieser Stelle aus Anlass einer Pu-
blikation im Organ des Hochschulver-
bands daran erinnert, dass Otto Palandt
(1877 bis 1953), Namensgeber des am
meisten verbreiteten Kommentars zum
Bürgerlichen Gesetzbuch, seit 1933 Mit-
glied der NSDAP und von 1935 bis 1943
Präsident des Reichsprüfungsamtes gewe-
sen ist. Seit Hans Wrobels verdienstvol-
lem Aufsatz in der „Kritischen Justiz“
von 1982 ist dies allgemein bekannt und
auch vom Verlag C. H. Beck in Rückbli-
cken und Festschriften öfter erwähnt
worden.

Palandt war zuständig für die Umset-
zung der Studienordnung von 1935. Er
ist allerdings weder als bedeutender Rich-
ter noch als Wissenschaftler hervorgetre-
ten. Zu dem nach ihm fast zufällig be-
nannten Kommentar hat er ein Vorwort
beigesteuert. Er war auch kein „Täter“,
wenn man dieses Wort nicht zum Aller-
weltswort abwerten will. Frau Kemmerer
berichtet vor allem über die Initiative des
Bremer Doktoranden Janwillem van de
Loo (http://palandtumbenennen.de). Er
hat zahlreiche Unterstützer gefunden,
die mehr oder weniger gleichförmig die
Ansicht vertreten, es sei „skandalös“, ein
„Tätergedenken im Recht“ zuzulassen,
das Ganze sei ein unfreiwilliger „Stolper-
stein“ oder gar eine „Ehrung“ für einen
Täter, es sei „bezeichnend“ für die man-
gelhafte Verarbeitung der NS-Zeit in un-
serer Rechtskultur, dass der zum Marken-
zeichen gewordene Name Palandt „noch
immer“ dieses für juristische Laien unle-
serliche Buch schmücke. Getragen ist
dies von der Überzeugung, die Tilgung
von Namen dieser Art sei als „Bereini-
gung“ überfällig.

Es ist bei dieser Initiative des guten
Willens aber kaum bedacht worden, dass
alles Ausradieren oder Übermalen im Na-
men eines höheren oder besseren Be-
wusstseins auch eine Kehrseite hat. Na-
menstilgungen werden seit der Antike als
„damnatio memoriae“ geübt. Der Na-
mensträger sollte als Unperson dem Ver-
gessen anheimfallen. Nicht nur Cäsaren
und Diktaturen, sondern auch Demokra-
tien verfahren so, indem sie wirkliche
oder vermeintliche Schmutzflecken ihrer
Geschichte tilgen. Zahllose Umbenen-
nungen von Straßen aufgrund örtlicher
Initiativen zeugen davon. Das gehört
zwar zum normalen Umwälzungsprozess
der jeweiligen öffentlichen Meinung und
ist nicht zu missbilligen, wenn damit die
Namen und Symbolakte vergangener Re-
gime verschwinden. Selbstverständlich
wollte nach 1945 niemand mehr Adolf-
Hitler-Plätze betreten oder Hakenkreuze
sehen, das Horst-Wessel-Lied gesungen
hören oder sonstige Propagandazeichen
des Regimes wahrnehmen. Ihre Verbrei-
tung ist bekanntlich strafbar. Aber es gibt
doch in einem subtileren Bereich des Er-
innerns andere Fälle. Es sind Namen und
Zeichen, mit deren Hilfe man kritisches
Denken über politischen Druck und über
sich selbst anregen kann.

Offenbar meint die Initiative „palandt-
umbenennen“, sie werde, wenn sie Er-
folg hat, einen positiven Beitrag zu unse-
rer Rechtskultur geleistet haben. Das Ge-
genteil ist jedoch der Fall. Die Löschung
aller „bösen“ Namen mag vordergründig
optisch-moralisch befriedigen. Sie lässt
diese Namen aber auch im Bewusstsein
künftiger Generationen verschwinden.
Wer als Hochschullehrer sprechende Bei-
spiele für die Rolle von Juristen in Dikta-
turen sucht, um zu erklären, was „furcht-
bare Juristen“ sind, wird sie nicht mehr
finden. Man würde genau das besorgen,
was viele der „Ehemaligen“ nach 1945 ge-
fordert haben, nämlich kollektives Ver-
gessen, Nachvorneschauen, um die Ver-
gangenheit ruhen zu lassen. Schmutzfle-
cken zu beseitigen bedeutet eben, dass
die Welt hinterher so sauber aussieht, als
wäre nichts gewesen. Dann wäre die Nazi-
zeit nicht nur als Zeit vergangen, son-
dern auch als Memento unsichtbar gewor-
den, in diesem Fall für die juristische Zeit-
geschichte und deren Vermittlung. Päd-
agogik braucht Anhaltspunkte oder Wi-
derhaken, damit etwas „hängenbleibt“.
Ob diese Folge der Namenslöschung von
denen, die sonst mit großem Recht „Wi-
der das Vergessen“ eintreten, in Ruhe be-
dacht wurde, bezweifle ich.

Was der Verlag im Vorspann zur 77.
Auflage in Sachen Palandt getan hat, war
allerdings halbherzig, speziell durch den
verschämten Verweis auf das Internet.
Man könnte diese Art Aufklärung bei
künftigen Auflagen deutlich verbessern,
etwa durch einen kritischen und einge-
henden Essay im Palandt zur Rolle jener
sonst vergessenen Person und zur Rolle
von angepassten Juristen im NS-Recht.

Dort würden es dann junge Studieren-
de, die erstmals einen Palandt benutzen,
finden können. Vielleicht könnten sie
dann trotz des Examensdrucks ins Nach-
denken kommen, ob es nicht sinnvoll sei,
sich auch mit der Vergangenheit ausein-
anderzusetzen. Ist der Name Palandt
aber gelöscht, dann besteht kein Anlass
mehr, ihn kritisch zu kommentieren.
Dann können die Studierenden sich erst
recht mit der von Alexandra Kemmerer
zitierten Formulierung von Barbara Dau-
ner-Lieb und Stephan Hobe „rational apa-
thisch“ auf die Examensvorbereitung
konzentrieren, als geschichtsblinde Maul-
würfe im geltenden Recht. Ist dann alles
gut?  MICHAEL STOLLEIS

Die Moscheen sollen
sich in Luft auflösen

Der Vorwurf des Anachronistischen hatte
den Dichter schon zu Lebzeiten begleitet.
Alfred Kerr formulierte anlässlich der
Aufführung der großen Komödie „Der
Schwierige“ 1921 über Hugo von Hof-
mannsthal: „Jetzt, nach Schluss des Welt-
krieges, findet er das erlösende Drama:
ein Verlobungslustspiel aus der Komtes-
senschicht. Kurz, was die Zeit halt
braucht.“ Auch als die Hofmannsthal-Ge-
sellschaft ausgerechnet im Jahr der Stu-
dentenproteste gegründet wurde, waren
ihr Polemik und Häme gewiss. An ihr fünf-
zigjähriges Bestehen erinnerte jetzt eine
Veranstaltung im Freien Deutschen Hoch-
stift mit dem schlichten, den damals so
provozierenden Gegensatz einfangenden
Titel „Hofmannsthal 1968“.

In dieser Zeit prägte Walter Jens in An-
spielung auf Hofmannsthals Wohnort das
Wort von den „Getreuen von Rodaun“.
Den Esoterik-Verdacht gegen den als eli-
tär empfundenen Kreis suchte man über-
all zu bekräftigen: an dem nur Mitglie-
dern zugänglichen Periodikum der „Hof-
mannsthal-Blätter“ ebenso wie am Ta-

gungsort, dem noblen Hotel „Frankfurter
Hof“, dessen „livrierte Portalwächter“
und „wohltemperierte Gesellschaftsräu-
me“ mit „Wandteppich und Plüschses-
seln“ Thema in den Feuilletons waren.
Auch die bei der Versammlung geäußerte
Sorge vor einer feindlichen Übernahme
durch einen Masseneintritt von SDS-Mit-
gliedern sorgte für Spott.

Tatsächlich aber begann mit der Grün-
dung der Hofmannsthal-Gesellschaft ein
neuer Abschnitt für die wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit Hofmannsthals
Werk. Der heutige Vorsitzende, Alex-
ander Honold (Basel), sprach mit einem
Begriff Michail Bachtins von einem
„Chronotopos“ Frankfurt 1968. Durch
die Hofmannsthal-Gesellschaft und das
eng damit verknüpfte Projekt der Kriti-
schen Ausgabe, die seit 1975 bei S. Fi-
scher erscheint und heute vor dem Ab-
schluss steht, wurde die Stadt, die zu Leb-
zeiten keine Rolle für den Autor gespielt
hatte, zu einem Zentrum der Hofmanns-
thalforschung. Während des Krieges hat-
te diese Forschung fast ausschließlich in

der Emigration stattfinden können; der
Nachlass war auf England und die Verei-
nigten Staaten verteilt. Mit der Zusam-
menführung des Materials im Freien
Deutschen Hochstift, die verbunden ist
mit dem Germanisten Richard Alewyn
und dem langjährigen Geschäftsführer
des S. Fischer Verlags, Rudolf Hirsch,
kehrte auf gewisse Weise eine ganze Auto-
renforschung aus der Emigration zurück.
Sie blieb zugleich, in ihrer zunächst aus
der Not geborenen Internationalität, lang-
fristig durch die Exilgeschichte geprägt.

Es war er Germanist Martin Stern, der
den Nachlass in Harvard bei Herbert Stei-
ner kennengelernt und eine Edition des
Komödienfragments „Silvia im ‚Stern‘“
vorgelegt hatte, der die Gründung der Ge-
sellschaft betrieb und ihr erster Vorsitzen-
der wurde. Die Schlaglichter, die Stern
nun im Gespräch mit Elsbeth Dangel-Pel-
loquin und Konrad Heumann auf die Kon-
troversen der Gründungszeit warf, zeug-
ten nicht nur von der Provokation, die
Hofmannsthal 1968 für die Öffentlichkeit
bildete, sondern auch von den Spannun-

gen in der Dichtergesellschaft selbst, gera-
de zwischen Konservativen und Linkslibe-
ralen, aber auch zwischen Emigranten
und ehemaligen NSDAP-Mitgliedern.

Das Schweigen der Nachkriegszeit ließ
die Konflikte nicht offen zutage treten.
Nur manchmal wurde es in Ansätzen
durchbrochen – etwa in der Auseinander-
setzung darum, welchen Stellenwert die
Exilgeschichte für das Selbstverständnis
der Hofmannsthal-Gesellschaft besitzt,
oder in der Diskussion um den letztlich
ausgefallenen Auftritt von Walter Jens
auf der ersten Tagung in Frankfurt. Die
politische Frage wurde von der Doppe-
lung zwischen Wissenschaftlern und Lieb-
habern, welche die Gesellschaft bis heute
auszeichnet, sublimiert. Psychoanalyti-
sche, strukturalistische und geschichtsphi-
losophische Methoden veränderten im
Lauf der Zeit den Zugang zu Dichter und
Werk. Dass sich die Haltung änderte, zeig-
te sich schon in den kritischen Würdigun-
gen Hofmannsthals durch Jens, Hans May-
er und Marcel Reich-Ranicki zum hun-
dertsten Geburtstag 1974.

1968 stand der Umgang mit dem Mate-
rial aus dem Nachlass im Zentrum. Dass
Alewyn, der den Hauptvortrag kurzfristig
von Jens übernommen hatte, vor dem
Hintergrund der zahlreichen unvollende-
ten Manuskripte über „Hofmannsthals un-
vollendetes Werk“ sprach und dabei Ge-
danken über „Werkzweifel“ und die „Ge-
bärde des Versagens“ äußerte, wurde im
Feuilleton damals noch eigens hervorge-
hoben mit dem Hinweis auf ein neues Hof-
mannsthal-Bild, das Alewyn „nicht ohne
Gewaltsamkeit der Moderne näherzurü-
cken suchte“ (Ingrid Krüger in der
„Welt“). Im Jahr 2017 nun stand die neun-
zehnte Tagung der Gesellschaft wie selbst-
verständlich unter der Überschrift „Hof-
mannsthals Komödie des Scheiterns“,
doch allein der Titel drückte den Wunsch
aus, das Werk – bei aller Kritik – zu vertei-
digen. Die Ernsthaftigkeit ins Bewusst-
sein gerufen zu haben, mit welcher der
Streit um das Werk eines Dichters inner-
halb und außerhalb der Institutionen zu
führen ist, gehört zum Verdienst der Jubi-
läumsveranstaltung.  MICHAEL WOLL

Den Palandt umbenennen?

Vergessliche
Reiniger

Dann: Dass ich auch vor fünfzig Jahren war
Die Hofmannsthal-Gesellschaft erinnert sich an ihre Gründung ausgerechnet im Jahr 1968 und ausgerechnet in Frankfurt

Susanne Schröter hat das muslimische Leben in Wiesbaden
studiert, um etwas über Mittel und Wege der Integration zu lernen.

Die Beobachtungen der Frankfurter Ethnologin sind vielfältig, aber in
ihren Folgerungen schimmert das Wunschdenken der politischen

Islamdebatte durch. Kritik einer Mitforscherin.

Von Elisabeth Becker

Die Symbole guter multikultureller Nachbarschaft im Frankfurter Bahnhofsviertel sind trügerisch, wenn man Susanne Schröter Glauben schenkt: Blick aus dem Innenhof der
Merkez-Moschee der Ditib, des mit der türkischen Religionsbehörde verbundenen Gemeindeverbands, auf die evangelische Weißfrauenkirche Foto Helmut Fricke




